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Drucksache IV/ 3482 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 

(23. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Sicherstellung des Verkehrs 
(Verkehrssicherstellungsgesetz) 

— Drucksache lV/894 — 


A. Bericht des Abgeordneten Müller (Nordenham) 


I. 

Der Bundestag hat den Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung des Verkehrs (Verkehrssicher- 
stellungsgesetz) — Drucksache IV/894 — in seiner 
56. Sitzung am 24. Januar 1963 federführend an den 
Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen 
und mitberatend an den Verteidigungsausschuß so- 
wie den Ausschuß für Inneres überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat den Entwurf in 
seinen Sitzungen am 20. Februar 1963 und am 8. Ok- 
tober, 3. Dezember, 10. Dezember und 16. Dezem- 
ber 1964 sowie am 20. Januar, 21. Januar, 28. Ja- 
nuar, 18. März und 5. Mai 1965 beraten. Bei seinen 
Beratungen hat er die Empfehlungen der mitberaten- 
den Ausschüsse verwertet, insbesondere die Emp- 
fehlungen, die der Innenausschuß gegeben hat, um 
den Entwurf an gleichartige Regelungen in den 
übrigen Sicherstellungsgesetzen anzupassen. Vor 
Eintritt in die Einzelberatungen hat er sich ausführ- 
lich durch die Vertreter der Bundesregierung über 
die Notstandsplanungen auf dem Gebiet des Ver- 
kehrs unterrichten lassen. 

Der Ausschuß für Kommunalpolitik und Sozial- 
hilfe hat auf Vorschlag des Ausschusses für Inneres 
gutachtlich zu § 12 Stellung genommen. 

II . 

Mit dem Entwurf ist beabsichtigt, gesetzliche 
Grundlagen zu schaffen, die es ermöglichen, die für 
Zwecke der Verteidigung und bei Versorgungskri- 
sen erforderlichen lebenswichtigen Verkehrsleistun- 


gen, insbesondere zur Versorgung der Bevölkerung, 
sicherzustellen. Die zur Zeit bestehenden Verkehrs- 
gesetze und auch das Bundesleistungsgesetz geben 
hierfür keine bzw. nicht ausreichende rechtliche 
Grundlagen. 

Die Sicherstellung soll im wesentlichen durch 
Rechtsverordnungen erfolgen. Der Entwurf legt In- 
halt, Zweck und Ausmaß der Ermächtigungen sowie 
das Verfahren zum Erlaß und zur Ausführung der 
Verordnungen fest. Der Erlaß der Verordnungen 
wird grundsätzlich der Bundesregierung Vorbehal- 
ten. Der Bundesminister für Verkehr kann sie nur 
erlassen, wenn ihm die Bundesregierung diese Be- 
fugnis überträgt oder wenn ein Spannungsfall aus- 
. drücklich von der Bundesregierung festgestellt oder 
ein Verteidigungsfall bereits eingetreten ist. Wei- 
terübertragungen der Befugnis auf die Länder und 
die nachgeordneten Bundesbehörden sind möglich. 
Die Rechtsverordnungen bedürfen unter normalen 
Verhältnissen der Zustimmung des Bundesrates. 
Seine Beteiligung soll — ■ um das Verfahren beim 
Erlaß der Verordnungen abzukürzen — lediglich 
dann entfallen, wenn es sich um Verordnungen mit 
kurzer Geltungsdauer handelt oder ein Spannungs- 
oder Verteidigungsfall vorliegt. Die Ausführung der 
Verordnungen für Verteidigungszwecke obliegt, so- 
weit nicht Bundesbehörden zuständig sind, den Län- 
dern, einschließlich der Gemeinden und Gemeinde- 
verbände, im Aufträge des Bundes. Verordnungen 
! bei Versorgungskrisen sollen dagegen die Länder 
als eigene Angelegenheit ausführen. 

Die vorgesehene Sicherstellung durch Leistungen 
nach dem Zweiten Abschnitt ergänzt auf einigen 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/3482 Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Gebieten des Verkehrs das Bundesleistungsgesetz. 
Bemerkenswert sind hier insbesondere die Leistun- 
gen der Eisenbahnen, für die im Gegensatz zu den 
anderen Verkehrsträgern bisher kein Leistungs- 
recht besteht (vgl. die Ausnahmevorschrift des § 95 
des Bundesleistungsgesetzes). 

Unmittelbare Verpflichtungen und Rechtsbezie- 
hungen, die den Staatsbürger betreffen, werden 
durch das Gesetz nicht begründet. Das ist nur durch 
Rechtverordnungen oder die besonderen Verwal- 
tungsakte möglich, zu deren Erlaß das Gesetz er- 
mächtigt. 

Der Entwurf ist zusammen mit dem Wirtschafts-, 
dem Ernährungs- und dem Wassersicherstellungs- 
gesetz Teil der einfachen auf Artikel 73 Nr. 1 und 
Artikel 74 des Grundgesetzes gestützten Notstands- 
gesetzgebung. Er stimmt in seinen allgemeinen 
Vorschriften weitgehend mit diesen anderen Ent- 
würfen überein. 

IIL 

Der Ausschuß hat die Konzeption des Entwurfs 
nach Inhalt und Aufbau gebilligt. Sie scheint ihm 
bei der Bedeutung des Verkehrs notwendig und 
zweckmäßig. Dies gilt auch für die Einbeziehung 
der Versorgungskrisen in das Gesetz und die Ab- 
grenzung der für sie geltenden Ermächtigungen. 

Die Ermächtigungen zum Erlaß der Rechtsverord- 
nungen für Verteidigungszwecke sind zwar verhält- 
nismäßig weit gefaßt. Im Hinblick auf die große 
Abhängigkeif fast aller unserer Lebens- und Wirt- 
schaftsbereiche vom Verkehr hält der Ausschuß sie 
aber für erforderlich. Er hat den Ermächtigungen 
zugestimmt, da von ihnen nur in dem unumgäng- 
lichen Umfang Gebrauch gemacht werden kann und 
ihre Handhabung unter die besondere Kontrolle 
des Parlaments gestellt wird. Diese Kontrollinög- 
lichkeit wird dadurch geschaffen, daß der Bundes- 
tag und der Bundesrat das Recht erhalten, jederzeit ' 
die Aufhebung der Rechtsverordnungen — und | 
auch der Feststellungen nach § 6 Abs. 2 — zu ver- 
langen. ! 

Den Umfang der Sichersfellung durch Leistungen ! 
hält der Ausschuß ebenfalls für angemessen und : 
sachlich notwendig. 

Gegenüber der Regierungsvorlage schlägt er je- , 
doch im einzelnen eine Reihe von Änderungen des | 
Entwurfs vor. Die wichtigsten Änderungen sind fol- 
gende: j 

i 

1. Zu § 2 

Die Ermächtigung nach § 2 zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen bei Versorgungskrisen hat 
nach Auffassung des Ausschusses einen zu weiten 
Anwendungsbereich. Er hat daher die Vorausset- 
zungen eingeschränkt, unter denen von ihnen Ge- 
brauch gemacht werden kann. Damit entsprach er 
auch einer gleichartigen Anregung des Innenaus- 
schusses. 

Die Neufassung machte es notwendig, die §§ 2 
und 3 umzustellen, um die weitergehenden Voraus- ^ 


Setzungen nach dem bisherigen § 3 künftig als § 2 
nur noch für Zwecke der Verteidigung gelten zu 
lassen. Der neue § 3 enthält nunmehr sowohl den 
Umfang der Ermächtigung als auch die Vorausset- 
zungen für den Erlaß der Verordnungen bei Ver- 
sorgungskrisen. 

2. Zu § 5 

Die Regierungsvorlage enthält, abgesehen von 
den §§ 26 und 27, keine Vorschriften über finan- 
zielle Hilfeleistungen für die zur Vorratshaltung 
Verpflichteten. Um unzumutbare Belastungen zu 
vermeiden, hat der Ausschuß es für zweckmäßig 
gehalten, solche Vorschriften einzufügen. § 5 Abs. 2 
siehf vor, daß den Befroffenen Kredife, Bürgschaf- 
ten oder sonstige Gewährleistungen und in be- 
stimmten Fällen auch Zuschüsse gezahlt worden 
können. Absatz 3 und 4 ermöglichen es, durch steu- 
erliche Begünstigungen die Betroffenen zu enfla- 
sten; diese Vorschriften gehen auf eine Anregung 
des Finanzausschusses zurück. 

3. Zu §§ 6 bis 8 

a) Nach der Regierungsvorlage bedarf der Erlaß 
von Rcchfsverordnungen grundsäfzlich nicht der 
Zustimmung des Bundesrates; die Ausnahme- 
fälle, in denen er zustimmen muß, sind beson- 
ders genannt. Diese Regelung wird der staats- 
rechtlichen Stellung des Bundesrates nicht ge- 
recht. Die §§ 6 bis B sind daher so umforniuliert 
worden, daß die Zustimmung des Bundesrates 
nunmehr grundsätzlich erforderlich ist und die 
Fälle, in denen er auf eine Mitwirkung verzich- 
tet, besonders aufgeführt werden. Die Umformu- 
lierung bringf jedoch keine materielle Änderung; 
der Umfang der Beteiligung des Bundesrates ist 
der gleiche geblieben. 

b) Den Vorschlag des Bundesrates, den parlamen- 
tarischen Körperschaften als Äquivalent für die 
der Bundesregierung zustchenden weitreichen- 
den Ermächtigungen ein Recht zu geben, die 
Aufhebung der Feststellungen nach § 6 Abs. 2 
Nr. 3 und der Rechtsverordnungen verlangen zu 
können, hält der Ausschuß für zweckmäßig. Er 
hat ihn in Übereinstimmung mit der Bundesre- 
gierung übernommen und § 6 Abs. 2 sowie § 8 
Abs. 2 entsprechend ergänzt. 

Der Auffassung des Bundesrates, daß dieses 
Recht einzeln von jedem der beiden Bundesor- 
gane ausgeübt werden soll, hat er sich aber 
nicht anschließen können. Der Ausschuß ist zu- 
sammen mit dem Innenausschuß der Auffassung, 
daß widersprechende Entscheidungen der beiden 
Körperschaften zu politisch bedenklichen Folgen 
führen können und deshalb vermieden werden 
müssen. Er hat den Vorschlag der Bundesregie- 
rung und damit die bereits in § 1 Abs. 2 Satz 2 
des Bundesleistungsgesetzes getroffene Rege- 
lung übernommen, die Wirksamkeit des Aufhe- 
bungsverlangens von einem übereinstimmenden 
Beschluß von Bundesrat und Bundestag abhän- 
gig zu machen. 
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c) Der Ausschuß ist ferner der Anregung des Bun- 
desrates gefolgt, die Möglichkeit vorzusehen, 
den Landesregierungen auch bei Versorgungs- 
krisen das Recht übertragen zu können, Rechts- 
verordnungen nach § 3 (neu) zu erlassen. Durch 
die Neufassung der Vorschriften [vgl. oben un- 
ter a)] ist diese Ermächtigung jedoch nicht in § 7, 
sondern in § 6 Abs. 3 eingebaut worden. 

4. Zu § 22 

Die Regierungsvorlage sieht die Mitwirkung der 
Verbände, Zusammenschlüsse und Körperschaften 
des öffentlichen Rechts, die Zwecken des Verkehrs 
dienen, nur in verhältnismäßig beschränktem Um- 
fang vor. Den hiergegen geäußerten Bedenken hat 
sich der Ausschuß nicht verschließen können; er hat 
§ 22, soweit vertretbar, erweitert. Hoheitliche Auf- 
gaben hat er jedoch nur den öffentlich-rechtlichen 
Körperschaften Vorbehalten. 

5. Zu § 23 

Entsprechend einer Empfehlung des Innenaus- 
schusses hat der Verkehrsausschuß der Beseitigung 
der aufschiebenden Wirkung von Widerspruch und 
Anfechtungsklage nicht zugestimmt. Er hat sich 
auch nicht entschließen können, im Entwurf den 
Ausschluß der Berufung entsprechend der Regie- 
rungsvorlage zu belassen, wie es der Innenaus- 
schuß im Hinblick auf gleichartige Bestimmungen 
in anderen bereits in Kraft befindlichen Gesetzen zur 
Entlastung der Verwaltungsgerichte angeregt hat. 
Er ist der Auffassung, daß die Berufung nur ausge- 
schlossen sein sollte, wenn eine der Voraussetzun- 
gen des § 6 Abs. 2 vorliegt, d. h., wenn die äußeren 
Umstände dies unumgänglich erfordern. 

6. Zu § 26 

Die bisherige Fassung ist darauf abgestellt, die 
entschädigungspflichtigen Tatbestände im einzelnen 


Bonn, den 


I aufzuzählen. Das hat zu einer Reihe von Einwen- 
I düngen gefühlt. Um sie auszuräumen, erschien es 
zweckmäßig, Absatz 3 so umzuformulieren, daß er 
zweifelsfrei alle Tatbestände umfaßt, die als Enteig- 
I nung anzuschen sind und unter die Junktim-Klausel 
des Artikels 14 des Grundgesetzes fallen. 

■ 7. Zu § 41 

Die Berlin-Klausel, die ausschließlich dazu dient, 

! um bei Versorgungskrisen die Anwendung der hier- 
für vorgesehenen Bestimmungen des Gesetzes in 
I Berlin zu sichern, ist entsprechend dem Vorschlag 
des Bundesrates angenommen und nur in redak- 
j tioneller Hinsicht — im Einvernehmen mit den Ver- 
I tretern des Landes Berlin — ergänzt worden. 

1 Die übrigen Änderungen des Entwurfs dienen 
der Klarstellung oder der besseren Abgrenzung 
des Gewollten. Dies gilt insbesondere für die Ände- 
rungen zu § 1 Abs. 1 Nr. 7 bis 9 und Abs. 2 sowie 
zu den §§ 4, 11 Abs. 8, §§ 20, 21, 27, 35 und 36. 

Redaktioneller Art — und zum Teil durch die 
! Umstellung der §§ 2 und 3 bedingt — sind insbe- 
I sondere die Änderungen zu den §§ 9, 10, 11 Abs. 4 
; und 5, den §§ 16, 24, 25, 28, 29, 37 und 38. 

j Die vom Ausschuß vorgenommenen Änderungen 
entsprechen, soweit sie nicht ausschließlich verkehr- 
j lieber Art sind — wie in § 1 Abs. 2 und in den §§ 10 
i bis 15 — , weitgehend den Neufassungen, die die 
federführenden Ausschüsse zu den Entwürfen des 
j Wirtschafts-, Ernährungs- und Wassersicherstel- 
lungsgesetzes für inhaltlich gleichartige Regelungen 
beschlossen haben. Eine volle textliche Angleichung 
war jedoch in vielen Fällen wegen der Sonderver- 
! hältnisse im Verkehr nicht möglich. Hinsichtlich des 
Ausschlusses der Berufung in § 23 hat sich der Aus- 
schuß den Beschlüssen und Empfehlungen der übri- 
! gen Ausschüsse nicht angeschlossen, da er insoweit 
eine andere Auffassung vertritt (vgl. oben unter 
Nr. 5). 


20. Mai 1965 


Müller (Nordenham) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache IV/894 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 5. Mai 1965 


Der Ausschuß für Verkehr, 
Post- und Fernmeld ewesen 


Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Müller (Nordenham) 

Berichterstatter 
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Drucksache IV/3482 


Beschlüsse des 23. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherstellung des Verkehrs 
(Verkehr ssicher Stellungsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Sicherstellung durch Rechtsverordnungen 

§ 1 

Gegenstand von Rechtsverordnungen 
für Verteidigungszwecke 

(1) Um die für Zwecke der Verteidigung erfor- 
derlichen lebenswichtigen Verkehrsleistungen, ins- 
besondere zur Versorgung der Zivilbevölkerung 
und der Streitkräfte, sicherzustellen, können durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen werden 
über 

1. den Bau, den Betrieb, die Instandsetzung, 
die Unterhaltung sowie die Benutzung 
von Verkehrswegen, -anlagen und -ein- 
richtungen, 

2. die Ausrüstung, den Betrieb, die Reihen- 
folge der Instandsetzung, die Zulassung, 
die Benutzung und die personelle Be- 
setzung von Verkehrsmitteln sowie über 
die technischen Anforderungen an Ver- 
kehrsmittel, 

3. die Beschränkung des Erwerbs, der Ver- 
äußerung oder der sonstigen rechtsge- 
schäftlichen Überlassung von ihrer Zweck- 
bestimmung zugeführten Verkehrsmitteln, 
Zubehör- und Ersatzteilen sowie Betriebs- 
mitteln, 

4. das Verhalten bei der Benutzung von Ver- 
kehrswegen, -anlagen und -einrichtungen 
sowie die Verpflichtung, bestimmte Ver- 
kehrswege, -anlagen und -einrichtungen 
zu benutzen, 

5. die Lenkung, Beschleunigung und Be- 
schränkung der Beförderung von Perso- 
nen und Gütern, des Umschlags und der 
An- und Abfuhr sowie über die Behand- 
lung von Gütern im Verkehr, 

6. die Begründung, Erweiterung, Beschrän- 
kung oder Aufhebung von gesetzlichen 
Betriebs-, Beförderungs- und Unterhal- 
tungspflichten und Beförderungsverboten 
sowie die Änderung von Fristen des Ver- 
kehrsrechts, 

7. die vorübergehende Verwaltung, Auf- 
rechterhaltung, Verlagerung und Still- 
legung von Verkehrsunternehmen oder 
von Teilen dieser Unternehmen, 


8. die Vereinfachung bundesgesetzlich gere- 
gelter Verfahren zur Festsetzung oder 
Genehmigung von Bedingungen und Ent- 
gelten für Verkehrsleistungen, 

9. die Bedingungen und Entgelte für Ver- 
kehrsleistungen, für die nicht anderweitig 
Festsetzungen oder Genehmigungen vor- 
gesehen sind. 

(2) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als 

1. Verkehrsunternehmen auch Umschlags- 
und Speditionsunternehmen sowie Unter- 
nehmen der Lagerei, soweit sie dem Ver- 
kehr dienen, 

2. Verkehrsleistungen auch die mit ihnen 
verbundenen Nebenleistungen, insbeson- 
dere Umschlags- und Speditionsleistungen 
sowie Leistungen der Lagerei, soweit sie 
dem Verkehr dienen, 

3. Verkehrsanlagen und -einrichtungen auch 
Umschlags- und Speditionsanlagen und 
Einrichtungen von Unternehmen der Lage- 
rei, soweit sie dem Verkehr dienen. 

§ 2 

Voraussetzungen und Grenzen der 
Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen nur 

erlassen werden, um eine Gefährdung der Leistungs- 
fähigkeit des Verkehrs zu beheben oder zu verhin- 
dern oder um eine dringend notwendige Steigerung 
der Verkehrsleistungen oder Erweiterung der Ver- 
wendbarkeit der Verkehrsmittel, -wege, -anlagen 
und -einrichtungen zu erreichen. 

(2) Die Rechtsverordnungen sind auf das uner- 
läßliche Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so 
zu gestalten, daß in die wirtschaftliche Betätigungs- 
freiheit der Beteiligten so wenig wie möglich ein- 
gegriffen und die Leistungsfähigkeit der Gesamt- 
wirtschaft möglichst wenig (beeinträchtigt wird. 

§ 3 

Gegenstand 

von Rechts Verordnungen bei Versorgungskrisen 

(1) Rechtsverordnungen nach 

1, § 1 Abs, 1 Nr. 2 über die Benutzung von 
Verkehrsmitteln und 

2. § 1 Abs. 1 Nr. 5 und 6 
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können außer für die in § 1 genannten Zwecke auch ' 
erlassen werden, um eine ausreichende Versorgung l 
mit lebenswichtigen Verkehrsleistungen sicherzu- 
stellen, soweit die Deckung des Bedaris an solchen 
Verkehrsleistungen ernsthaft gefährdet ist und 
diese Gefährdung durch andere Maßnahmen nicht, 
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßigen 
Mitteln behoben oder a'bge wendet werden kann. 

(2) § 2 Abs. 2 findet Anwendung. 

§ 4 

Rechtsverordnungen 
über Buchführungs- und Meldepflichten 

Durch Rechtsverordnung können zu den in den 
§§ 1 und 3 genannten Zwemken Meldepflichten über 
Verkehrsmittel, -anlagen und -cinrichtungen sowie 
besondere Buchführungs- und Meldepflichten über 
Verkehrsleistungen und über die Leistungsfähigkeit 
von Verkehrsunternehmen begründet werden. 

§ 5 

Rechtsverordnungen über Bevorratungen 

(1) Durch Rechts Verordnung können zu den in 
den §§ 1 und 3 genannten Zwecken für Unterneh- 
men, die Eigentümer oder Besitzer von Verkehrs- j 
mittein, -anlagen und -einrichtungen sind, Vor- 
schriften über die Bevorratung mit Bau- und Be- 
triebsstoffen, Ersatzteilen und Geräten erlassen wer- 
den. Der Umfang der Bevorratung ist darauf zu j 
beschränken, daß die Verwendung der Verkehrs- j 
mittel, -anlagen und -einrichtungen bei Ausfall der I 
Versorgung mit Bau- und Betriebsstoffen, Ersatz- 
teilen und Geräten vorübergehend Aveiter möglich 
ist. § 2 Abs. 2 findet Anwendung. 

(2) In Rechts Verordnungen nach Absatz 1 kann ' 
vorgesehen werden, daß den Betroffenen für die | 
Kosten der Bevorratung Kredite, Bürgschaften oder j 
sonstige Gewährleistungen bis zu einer im jähr- 
lichen Haushaltsgcsetz festznsetzenden Höhe sowie j 
im Rahmen der verfügbaren Mittel Zuschüsse zu j 
den Kosten der Lagerhaltung und Wälzung und zur | 
Zinsverbilligung gewährt werden, soweit dies er- i 
forderlich ist, um eine unzumutbare Belastung der | 
Betroffenen auszuschließen. 

(3) Für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens, | 
die auf Grund der nach Absatz 1 zu erlassenden i 
Rechtsverordnungen bevorratet sind, kann die Bun- 
desregierung an Stelle der Finanzierungshilfen nach ■ 
Absatz 2 durch Rechtsverordnung zulassen, daß sie | 
statt mit dem sich nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 des Ein- ; 
kommensteuergesetzes ergebenden Wert von dem I 
Steuerpflichtigen mit einem Wert angesetzt werden j 
können, der bis zu 30 vom Hundert unter den 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten oder dem 
niedrigeren Börsen- oder Marktpreis (Wiederbe- 
schaffungspreis) des Bilanzstichtags liegt. Voraus- 
Setzung für den Abschlag ist, daß die Wirtschafts- ; 


güter sich im Geltungsbereich des Grundgesetzes 
befinden und für ihre Bevorratung nicht nach ande- 
ren Vorschriften oder auf Grund vertraglicher Ver- 
einbarungen eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts oder eine öffentliche Dienststelle Zuschüsse 
gewährt oder das Preisrisiko übernommen hat. 

, (4) Wirtschaftsgütcr, bei denen nach Absatz 3 

i ein Bewertungsabschlag vorgenommen worden ist, 
sind bei der Feststellung des Einheitswerts des ge- 
werblichen Betriebs mit dem für die Vermögensbe- 
sleucrung maßgebenden Wert, vermindert um den 
nach Absatz 3 vorgenommenen Bewertungsabschlag, 
anzuselzen. 

§ 6 

Zuständigkeiten zum Erlaß von Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 3, 4 und 5 
erläßt die Bundesregierung. Die Bundesregierung 
kann diese Befugnis durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates auf den Bundesmini- 
ster für Verkehr übertragen. 

(2) Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 4 und 5 
erläßt der Bundesminister für Verkehr, wenn 

1. der Eintritt des Verteidigungsfalles fest- 
gestellt ist (Artikel 59 a des Grundgeset- 
zes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feindselig 
keiten gegen die Bundesrepublik erölfnel 
hat oder 

3. die Bundesregierung festgestelll hat, daß 
dies zur beschleunigten Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft der Bundes- 
republik notwendig ist; die Bundesregie- 
rung hat die Feststellung aulzuhcben, 
wenn die Voraussetzungen hierfür entfal- 
len oder wenn der Bundestag und der 
Bundesrat dies verlangen. 

(3) Die Bundesregierung und der Bundesmiuistei 
für Verkehr können die ihnen nach den Absätzen 
1 und 2 zustehende Befugnis zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen durch Rechtsverordnung ohne Zustim- 
mung des Bundesrates auf 

1. die dem Bundesminister für Verkehr nach- 
geordneten Bundesober- oder -mittel be- 
hörden, 

2. die Landesregierungen, auch mit der 
Ermächtigung zur Vkeiterübertragung der 
Befugnis, 

übertragen. Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Befugnis zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
nach § 1 Abs. 1 Nr. 9 auf die Landesregierungen nur 
im Einvernehmen mit dem Bundesininister für Wirt- 
schaft übertragen. 

(4) Rechtsverordnungen des Bundesministers für 
Verkehr oder der nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 er- 
mächtigten Bundesbehörclen nach § l Abs. 1 Nr. 9 
ergeh(m im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft. 
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§ 7 

Ziistimmungsbedürftigkeit der Rechtsverordnungen i 

(1) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Verkehr nach § 1 be- I 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, I 
wenn ihre Geltung auf längstens 6 Monate befri- j 
stet wird. Eine Verlängerung der Geltungsdauer ist 
nur mit Zustimmung des Bundesrates möglich. 

(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung j 
oder dos Bundesministers für Verkehr nach § 3 be- | 
dürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, wenn 
ihre Geltung auf längstens 2 Monate befristet wird. 
Eine Verlängerung der Geltungsdauer ist nur mit | 
Zustim.mung des Bundesrates möglich. Sollen 
Rechtsverordnungen nach § 3 länger als ein Jahr 
gelten, bedürfen sie auch der Zustimmung des Bun- , 
destages. 

(3) Nach Eintritt einer der Voraussetzungen des 

§ b Abs. 2 bedürfen Rechtsverordnungen nach den ; 
§§ 1, 3, 4 und 5 nicht der Zustimmung des Bundes- : 
rates oder des Bundestages. 

§ 3 

Geltungsdauer der Rechtsverordnungen 

(1) Befristete Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 

3, 4, 5 und 6 Abs. 3, die bei Eintritt einer der Vor- 
aussetzungen des § 6 Abs. 2 in Kraft sind, gelten 
unbefristet weiter. 

(2) Rechtsverordnungen auf Grund dieses Goset- ! 
zes sind aufzuheben, soweit ihre Fortgeltung für die ; 
in den §§ 1 und 3 genannten Zwecke nichl mehr 
erforderlich ist. Rechtsverordnungen der Bundes- I 
regierung oder des Bundesministers für Verkehr * 
sind ferner aufzuheben, wenn der Bundestag und 
der Bundesrat dies verlangen. 

(3) Rechtsverordnungen der Landesregierungen ! 
oder der von diesen ermächtigten Stellen sowie von 
nachgeordneten Bundeäbehörden, die auf Grund j 
einer Rechtsverordnung nach § 6 Abs. 3 erlassen ] 
werden, treten spätestens mit dieser Rechtsverord- 
nung außer Kraft. 

§ 9 I 

Verfügungen 

Die Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Verkehr nach den 
§§ L 3, 4 und 5 können vorsehen, daß der Bundes- i 
minister für Verkehr zu ihrer Ausführung Vorfü- i 
gungen erläßt, wenn sich der zu erforsdiende Sach- ! 
verhalt oder die Ausv/irkungen der zu regelnden t 
Angelegenheiten aut mehr als ein Land erstrecken 
und der Zweck der Rechtsverordnungen 

1. durch eine Weisung nach Artikel 85 Abs. 3 

des Grundgesetzes und durch Verfügungen der i 
Landesbehörden oder ^ 

2. durch eine Einzel Weisung nach § 21 Abs. 3 
nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Sicherstellung durch Leistungen 

§ 10 

Leistungspflichtige 

(1) Eisenbahnen im Sinne des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes, öffentlich-rechtliche Träger von 
Bau- und Unterhaltungslasten an Straßen und 
schiffbaren Gewässern einschließlich Häfen, sonstige 
Eigentümer und Besitzer von Verkehrsmitteln, 
-anlagen und -einrichtungen sowie Führer von Ver- 
kehrsmitteln sind zu Leistungen nach den §§ 11 bis 
15 für die in § 1 genannten Zwecke verpflichtet. 

(2) Eisenbahnen im Sinne des Allgemeinen Eisen- 
bahngesetzes sind zu Leistungen nach § 11 auch für 
die nicht der Verteidigung dienenden Zwecke des 
§ 1 Abs. 1 des Bundesleistungsgesetzes verpflichtet. 

§ 11 

Leistungspflicht der Eisenhalinen 

(1) Die Deutsche Bundesbahn ist gegenüber den 
Behörden und Dienststellen, die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben auf Verkehrsleistungen angewiesen sind, 
verpflichtet, mit ihren Verkehrsmitteln (Schienen-, 
Kraft- und Wasserfahrzeugen) Verkehrsleistungen 
zu erbringen. 

(2) Die Deutsche Bundesbahn kann durch den 
Bundesminister für Verkehr zu sonstigen Leistun- 
gen verpflichtet werden. Sie kann insbesondere ver- 
pflichtet werden, 

1. ihre Schienenstrecken und sonstigen Ver- 
kehrsanlagen sowie ihre Betriebs- und In- 
standsetzungsanlagen anderen Eisen- 
bahnen des öffentlichen Verkehrs zum 
vorübergehenden Gebrauch oder Mitge- 
brauch oder zu einer anderen zeitlich 
beschränkten Nutzung zu überlassen, 

2. ihre Verkehrs-, Betriebs- und Instandset- 
zungsmittel anderen Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs zum vorüberge- 
henden Gebrauch oder Mitgebrauch oder 
zu einer anderen zeitlich beschränkten 
Nutzung oder zu Eigentum zu überlassen, 
zu Eigentum jedoch nur, sofern der Ver- 
brauch, ein langandauernder Gebrauch 
oder die Durchführung wesentlicher Ver- 
änderungen der Sache oder die Vornahme 
erheblicher Aufwendungen für sie wahr- 
scheinlich ist, 

3. die ihrem Betrieb dienenden Verkehrs- 
mittel, -anlagen und -einrichtungen zu 
erhalten, zu ändern, wiederherzustellen 
oder neue Verkehrsmittel, -anlagen und 
-einrichtungen zu bauen, 

4. Änderungen vorhandener Verkehrsmittel, 
-anlagen und -einrichtungen zu unterlas- 
sen, 
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5. bei der Herstellung oder Änderung von ! 
Verkehrsmitteln, -anlagen und -einrich- 
tungen besondere Auflagen über tech- 
nische Anforderungen zu erfüllen, 

6. Leistungen nach den Nummern 1 bis 5 und 
nach Absatz 1 vorzubereiten. 

(3) Die Deutsche Bundesbahn untersteht hinsicht- 
lich der Leistungen nach den Absätzen 1 und 2 den 
Weisungen des Bundesministers für Verkehr. 

(4) Für nichtbundeseigene Eisenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs gilt hinsichtlich ihres Ver- 
kehrs mit Schienenfahrzeugen einschließlich des 
Schienenersatz- und -ergänzungsverkehrs Absatz 1 
entsprechend. Sie können ferner zu sonstigen Lei- 
stungen im Sinne von Absatz 2 Satz 2 Nr. 1 bis 6 
verpflichtet werden. Die Verpflichtung nimmt der 
Bundesminister für Verkehr vor, soweit es sich nicht 
um Schienenersatz- und -ergänzungsverkehr han- | 

delt. I 

(5) Die sonstigen Eisenbahnen (Eisenbahnen des 
nichtöffentlichen Verkehrs) können durch den Bun- 
desminister für Verkehr zur Erbringung von Ver- 
kehrsleistungen mit Schienenführzeugen und zu 
sonstigen Leistungen im Sinne von Absatz 2 Satz 2 
Nr. 1 bis 6 verpflichtet werden. 

(6) Eine Leistung, deren Erbringung Vorschriften | 

des § 453 des Handelsgesetzbuches, der Eisenbahn- ■ 
Verkehrsordnung, der Eisenbahn-Befähigungsord- ! 
nung, der Eisenbahn-Bau- und -Betriebsordnung 
oder sonstiger für den Bau oder den Betrieb der 
Eisenbahnen geltenden Rechtsverordnungen entge- 
genstehen, kann auf Grund der Absätze 1 bis 5 nur 
gefordert oder zur Pflicht gemacht werden, wenn der I 
Bundesminister für Verkehr genehmigt hat, daß die , 
genannten Vorschriften bei der Erbringung der Lei- 
stungen nicht eingehalten zu werden brauchen. Der 
Bundesminister für Verkehr kann die Genehmigung 
nur erteilen, wenn und soweit dies für Zwecke der 
Verteidigung unumgänglich notwendig ist. i 

I 

(7) Der Bundesminister für Verkehr und der Bun- ! 

desminister der Verteidigung regeln durch Rechts- j 
Verordnung mit Zustimmung des Bundesrates, in | 
welcher Weise Verkehrsleistungen nach den Ab- I 
Sätzen 1 und 4 für Zwecke der Streitkräfte erbracht 
werden und wie die Eisenbahnen und die Streit- 
kräfte bei der Erbringung der Verkehrsleistungen | 
Zusammenarbeiten. Die Rechtsverordnung kann be- : 
stimmen, daß Schäden, die bei der Benutzung der 
Eisenbahnen durch die Streitkräfte entstehen, unter 
Berücksichtigung der durch diese Benutzung herbei- 
geführten besonderen Gefahren abweichend von ge- ' 
setzlichen Haftpflichtbestiinmungen zwischen den j 
Eisenbahnen und den Streitkräften ausuzgleichen 1 
sind. I 

(8) Der Bundesminister für Verkehr kann seine ! 
Befugnisse nach den Absätzen 4 bis 6, soweit sie ' 
Zwecken der Verteidigung dienen, durch Rechts- j 
Verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates ganz j 
oder teilweise auf Bundesbehörden übertragen. ; 


§ 12 

Leistungspflicht der Baulastträger 

(1) Die öffentlich-rechtlichen Träger von Bau- 
, und Unterhaltungslasten an Straßen und schiffbaren 
I Gewässern einschließlich Häfen können verpflichtet 
I werden, 

1. ihre Verkehrswege, -anlagen und -einrich- 
tungen zu ändern, zu verstärken, zu er- 
weitern, wiederherzustellen, zu erhalten 
oder neue Verkehrswege, -anlagen und 
-einrichtungen zu bauen, 

2. Änderungen vorhandener Verkehrswege, 
-anlagen und -einrichtungen zu unter- 
lassen, 

3. bei der Herstellung oder Änderung von 
Verkehrswegen, -anlagen und -einrichtun- 
gen besondere Auflagen über technische 
Anforderungen zu erfüllen. 

(2) Maßnahmen der Behörden der Bundeswehr- 
verwaltung nach dem Bundesleistungsgesetz bleiben 
unberührt. § 3 Abs. 2 des Bundesleistungsgesetzes 
ist insoweit nicht anzuwenden. Das Benehmen nach 
§ 5 Abs. 3 und das Einvernehmen nach § 36 Abs. 3 
Satz 3 des Bundesleistungsgesetzes haben die Behör- 
den der Bundeswehrverwaltung mit den zur Ausfüh- 
rung des Absatzes 1 zuständigen Behörden herzu- 
stellen. 

§ 13 

Erweiterte Leistungspflicht 
von Verkehrsunternehmen 

Verkehrsunternehmen, die einer gesetzlichen 
Betriebs- und Beförderungspflicht unterliegen, kön- 
nen hinsichtlich der zur Aufrechterhaltung des le- 
benswichtigen Verkehrs unentbehrlichen Verkehrs- 
mittel, -anlagen und -einrichtungen zu Leistungen 
im Sinne von § 11 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 
bis 6 verpflichtet werden, wenn dies für Zwecke der 
Verteidigung unumgänglich notwendig ist und eine 
der Voraussetzungen des § 6 Abs. 2 vorliegt. 

§ 14 

V erwahrungspf lichten 

(1) Die Eigentümer, Besitzer und Führer von See- 
und Binnenschiffen, Luftfahrzeugen und Straßenfahr- 
zeugen sowie die Eigentümer und Besitzer von Ver- 
kehrsanlagen und -einrichtungen können verpflichtet 
werden, 

1. verschlossene Schriftstücke, die Zwecken 
dieses Gesetzes dienen, anzunehmen, un- 
geöffnet zu verwahren und erst beim Vor- 
liegen der festgesetzten Voraussetzungen 
von ihrem Inhalt Kenntnis nehmen, 

2. Fernmeldemittel sowie Gegenstände, die 
der Sicherung der Nachrichtenübermittlung 
dienen, anzunehmen, zu verwahren und 
erst beim Vorliegen der festgesetzten Vor- 
aussetzungen zu verwenden. 
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(2) Die Verpflichtung kann mit Auflagen über 
die Art der Verwahrung und über die Verwendung 
verbunden werden. 

§ 15 

Verkehrsräumung, Standort- und Wegeänderungen 

(1) Die Eigentümer, Besitzer und Führer von Ver- 
kehrsmitteln können verpflichtet werden, diese nach 
einem zu bezeichnenden Ort zu bringen und dabei 
einen bestimmten Weg zu benutzen. Die Verpflich- 
tung kann auch darauf erstreckt werden, daß zusätz- 
liche Betriebsstoffe und Ersatzteile mitgeführt wer- 
den. Ferner kann die Verpflichtung auferlegt wer- 
den, die Verkehrsmittel am bezeichneten Ort zu be- 
lassen oder nur innerhalb eines bestimmten Gebie- 
tes zu verwenden. 

(2) Die Eigentümer und Besitzer von Verkehrsein- 
richtungen können verpflichtet werden, diese ganz 
oder teilweise an einen zu bezeichnenden Ort zu 
bringen. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(3) Inhaber von Bereitstellungsbescheiden nach 
§ 36 Abs. 3 des Bundesleistungsgesetzes, die von 
Behörden der Bundeswehrverwaltung erlassen wor- 
den sind, dürfen hinsichtlich der bereitzustellenden 
Verkehrsmittel und -einrichtungen nur mit Zustim- 
mung der zuständigen Anforderungsbehörde ver- 
pflichtet werden. 

(4) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 und 2 
sind nur auf Grund einer Weisung oder Ermächti- 
gung des Bundesministers für Verkehr und erst dann 
zulässig, wenn eine der Voraussetzungen des § 6 
Abs. 2 vorliegt. 

§ 16 

Auskünfte 

(1) Zur Durchführung dieses Gesetzes sowie zur 
Vorbereitung und Durchführung der Rechtsverord- 
nungen auf Grund dieses Gesetzes haben alle natür- 
lichen und juristischen Personen und nichtrechts- 
fähigen Personenvereinigungen den zuständigen 
Behörden auf Verlangen die erforderlichen Aus- 
künfte zu erteilen. Die Auskunftspflicht erstreckt 
sich auch auf Planungen für die Flerstellung oder 
Änderung von Verkehrsanlagen und -einrichtungen. 

(2) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume sowie 
Verkehrsmittel dos Auskunftspflichtigen zu betre- 
ten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzuneh- 
men sowie in die geschäftlichen und technischen 
Unterlagen des Auskunftspflichtigen Einsicht zu 
nehmen. 

(3) Die zuständigen Behörden können die Vor- 
führung von Verkehrsmitteln an einem von ihnen 
zu bestimmenden Ort verlangen und dem Aus- 
kunftspflichtigen aufgeben, alle Änderungen der 
mitgeteilten Tatsachen anzuzeigen. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 


gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die nach den Absätzen 1 bis 3 erlangten 
Kenntnisse und Unterlagen dürfen nicht für ein Be- 
steuerungsverfahren oder ein Steuerstrafverfahren 
verwendet werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 
188 Abs. 1 und des § 189 der Reichsabgabenordnung 
über Beistands- und Anzeigepflichten gegenüber 
den Finanzämtern gelten insoweit nicht. 

DRITTER ABSCHNITT 
Verwaltungsverfahren 

§ 17 

Interessenausgleich 

(1) Bei der Durchführung dieses Gesetzes und 
der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen ist darauf hinzuwirken, daß die Inter- 
essen der auf Verkehrsleistungen angewiesenen 
zivilen und militärischen Stellen sowie die der Ver- 
kehrs- und Baulastträger im Rahmen der Gesamt- 
planung für die Landesverteidigung angemessen be- 
rücksichtigt und ausgeglichen werden. 

(2) Bei Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes 
und der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen ist darauf Rücksicht zu nehmen, 
daß der Verkehrsablauf und die Entwicklung der 
Verkehrsunternehmen und Verkehrsanlagen nicht 
mehr beeinträchtigt werden, als dies im übergeord- 
neten Verteidigungsinteresse notwendig ist. 

§ 18 

Vorsorge 

Der Bund, die Länder, die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben die personellen, organisato- 
rischen und materiellen Voraussetzungen zur Durch- 
führung der Maßnahmen zu schaffen, die für die in 
§ 1 Abs. 1 genannten Zwecke erforderlich sind. 

§ 19 

Zustellungen 

Für Zustellungen durch die Verwaltungsbehörden 
gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) 
in der Fassung des § 181 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 17) mit folgender Maßgabe: 

1. In dringenden Fällen kann, soweit eine Zu- 
stellung gemäß den §§ 3 bis 5 und 11 des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes nicht möglich ist, 
die Zustellung auch durch schriftliche oder 
fernschriftliche, mündliche oder fernmündliche 
Mitteilung oder — • auch wenn die Vorausset- 
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Zungen für eine öffentliche Zustellung nach § 15 . 
des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht vor- ; 
liegen — durch öffentliche Bekanntmachung in 
der Presse, im Rundfunk oder in einer son- 
stigen ortsüblichen und geeigneten Weise vor- , 
genommen werden. In diesen Fällen gilt die ; 
Zustellung mit dem auf die Bekanntgabe fol- 
genden Tage als bewirkt. 

2. Zustellungen an Führer von Seeschiffen, Bin- ' 
nenschiffen und Luftfahrzeugen können auch ; 
durch Funkspruch vorgenommen werden. Eine I 
Ausfertigung der Verfügung ist gleichzeitig 
dem Eigentümer oder Besitzer zu übermitteln. 

§ 20 I 

i 

Ausführung des Gesetzes für Verteidigungszwecke 1 

(1) Die Ausführung dieses Gesetzes und der auf | 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rochtsverord- | 
nungen obliegt für die in § 1 genannten Zwecke | 

1. dom Bund hinsichtlich 

I 

a) der Eisenbahnen im Sinne des Alige- : 

meinen Eisenbahngesetzes, ausgenom- | 
men den Schienenersatz- und -ergän- ; 
zungsverkehr der nichtbundeseigenen j 
Eisenbahnen, j 

b) der Seeschiffahrt, ' 

c) der Binnenschiffahrt auf den Bundes- i 
Wasserstraßen und den mit ihnen in i 
Verbindung stehenden schiffbaren Ge- i 
wässern, ausgenommen die Häfen, i 

d) des Verkehrs mit Luftfahrzeugen, ' 

e) der Bundeswasserstraßen, 

f) Aufgaben auf dem Gebiet des Straßen- ' 

Verkehrs, soweit sie über den Bereich ■ 
eines Landes hinausgehen, ' 

2. im übrigen den Ländern, einschließlich i 

der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

im Aufträge des Bundes. ! 

(2) Die Landesregierungen können -bestimmen, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses i 
Gesetzes kreisangehörigen Gemeinden zugewiese- I 
nen Auigaben von kommunalen Zusammenschlüssen 
oder Gomoindeverbänden wahrgenommen werden. ^ 

(3) Der Bundesminisler für Verkehr kann die ^ 

Wahrnehmung von Aufgaben nach Absatz 1 Nr. 1 ; 
Buchstabe f auf dem Gebiet des Güterkraftverkehrs ^ 
der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr über- 
tragen. Die Bundesanstalt für den Güterfernverkehr ; 
wird insoweit als Bundesoberbehörde tätig. ' 

(4) in Ländern, in denen in den Gemeinden und i 
Gemeindeverbänden für Auftragsangelegenhoiten i 
ein kollegiales Organ zuständig ist, tritt an dessen 
Stelle der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 
oder des Gemeindoverbandes. 

(5) Für Reclilsverordnungen, die für die in § 3 
genannten Zwecke erlassen worden sind, gilt, so- i 
weit sie auch Zwecken dos § 1 dienen, Absatz 1 i 


bis 4, sobald eine der in § (3 Abs. 2 bozeichneten 
Voran s Setzungen v o r 1 * e g t . 

(b) Soweit dieses Gesetz oder die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rcchtsverordnungen 
nach Absatz 1 Nr. 2 oder Absatz 5 von den Ländern, 
einschließlich der Gemeinden und Gemeindever- 
bändc, im Aufträge des Bundes ausgeführt werden, 
übt der Bundesminister für Verkehr die Befugnisse 
der Bundesregierung nach Artikel 85 des Grundge- 
setzes aus. Der Bundesminister für Verkehr kann 
diese Befugnisse sowie seine Weisungsbefugnis 
nach Artikel 85 Abs. 3 des Grundgesetzes auf Bun- 
desoberbehörden übertragen. Allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften nach Artikel 85 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes bedürfen nicht der Zustimmung des 
Bundesrates, wenn eine der Voraussetzungen des 
§ 6 Abs. 2 vorliegt oder die Verwaltungsvorschriften 
die Ausführung von Rechtsverordnungen betreffen, 
die ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen 
worden sind. 

(7) Allgemeine Verwaltungsvorschriften nach 
Artikel 36 des Grundgesetzes erläßt der Bundes- 
minister für Verkehr. 

(8) Der Bundesminister für Verkehr bestimmt 
durch Rechtsverordnung die zur Ausführung dieses 
Gesetzes zuständigen Behörden. Die Rechtsverord- 
nung bedarf der Zustimmung des Bundesratos; dies 
gilt nicht, soweit sie Zuständigkeiten der bundes- 
eigenen Verwaltung regelt oder wenn eine der 
Voraussetzungen des § 6 Abs. 2 vorliegt. 

(9) In Recht sverordnungen nach § 1 und in 

Rechts Verordnungen nadi den §§ 4 und 5 für die in 
§ 1 genannten Zwecke kann die Zuständigkeit zur 
Ausführung dieser Verordnungen geregelt und da- 
bei bestimmt werdem, daß für die Aufgcibon zur 
Ausführung dieser Verordnungen besondere Stel- 
len Ginzurichten sind. 

(10) Soweit Behörden d(u- Doutsdien Bundesbahn 
nach Absatz 8 oden- 9 zu zuständigen Behörden be- 
stimmt oder ihnen Befugnisse nach § 11 Abs. 8 
übertragen werden, unterstehen sie den Weisungen 
des Bundesministers für Verkehr. 

§ 21 

Ausführung des Gesetzes bei Versorgungskrisen 

(1) Die Ausführungen dieses Gesetzes und der 
auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsver- 
ordnungcin oblie:gl für die:^ in den §§ 3 und 10 Abs. 2 
genannten Zwecke auf den in § 20 Abs. 1 Nr. 1 
genannten Verkehrj^bereichen mit Ausnahme der 
nicht bundeseigenen Eisenbahnen, der Binnenschiff- 
fahrt auf den mit den Bundeswasserstraßen in Ver- 
bindung stehenden schiff barem Gewässern sowie der 
Aufgaben auf dem Gebiet des Strabemverkehrs, 
soweit sie über den Bercnch eines Landes hinaiis- 
gehen, dem Bund, im übrigen den Ländern als 
eigene Angelegenheit. 

(2) Soweit nach Absatz 1 dieses Gesetz und 
die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
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Verordnungen von den Ldiidern als eigene Angele- , 
genheit ausgeführt werden, kann der Bundesniini- 
ster für Verkehr mit Zustimmung des Bundesrates 
allgemeine VerwaltungsvorschrifUm erlassen. 

(3) Soweit dieses Gesetz und die auf Grund die- j 

ses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen von ' 
den Ländern als eigene Angelegenheit ausgeführt | 
werden, kann die Bundesregierung in besonderen 
Fällen Einzelvveisungeii erteilen, wenn und soweit | 
dies zu ihrem einheitlichen und f)lanmäßigen Voll- 
zug geboten ist. ; 

(4) In Rechtsverordnungen nach § 3 und in : 
Rechtsverordnungen nach den §§ 4 und 5 für die ! 
in § 3 genannten Zwecke kann die Zuständigkeit j 
zur Ausführung dieser Verordnung geregelt wer- ! 
den. 

§ 22 ■ 

Mitwirkung von Vereinigungen und Hilfsorganen 

(1) In Rechtsverordnungen nach den §§ 1, 3, 4 j 
und 5 kann bestimmt werden, daß 

1. Verbände und Zusammenschlüsse oder ■ 
Körperschaften und Anstalten des öffent- 
lichen Rechts, die Aufgaben des Verkehrs 
wührnehmen, bei der Ausführung der 
Rechtsverordnungen beratend milwirken, | 
soweit Interessen der Verkehrs Wirtschaft 
betroffen sind, 

2. die Ausführung der Rechtsverordnungen 
ganz oder teilweise auf Körperschaften 
und Anstalten des öfienllicheri Rechts, die 
Aufgaben des Verkehrs wahrnehmen, 
übertragen wird. Die Körperschaften und 
Anstalten des öffentlichen Rechts nnler- 
slehen insoweit den Weisungen der in der ' 
Rechtsverordnung bestimmten Behörde. 

(2) Die ziLständiue Behörde kann sich bei der 
Durchführung von einzelnen Aufgaben, die sie für 
Zwecke der §§ 1, 3, 4 und 5 auf Ori.:nd dieses Geset- 
zes oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener j 
Rechtsverordnungen zu erfüllen hat, der in Absatz 1 
genannten Stellen mit d(M’eii Zustimmung bedienen. 
Diese Stollen unler.stehcn insov/eit den Weisuiicjen i 
der zuständigem Behörde, die Vcibändc und Zusam- 
menschlüsse insoweit auch deren Aufsicht. 

(3) Die zuständige Behörde kann sich geeigneter 
Personen mit deren Zusfimiiiung als Hilfsorgane für 
die Wahrnehmung einzelner Aufgaben bedienen. 

(4) Personen, die Aufgaben nach Absatz 1 bis 3 • 

Wiihrzunehmon haben, sind nach § 1 der Verord- 1 
nung gegen Bestechung und Geheimnisverrat nicht- « 
beamteter Personen in der Fassung der Bekanntma- ^ 
diung vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) . 
zu verpflichten. ! 

§ 23 

Rechtsmittelbeschränkung 

I 

Tn einem verwaltungsgerichllichcn Verfahren sind ; 
die Berufung gegen ein Urteil und die Beschwerde | 


gegen eine andere Lntscheidung des Gerichts aus- 
geschlossen, wenn das Verfahren einen Verwal- 
tungsakt zum Gegenstand hat, der auf Grund dieses 
Gesetzes für die in § 1 genannten Zwecke oder auf 
Grund einer auf § 1 beruhenden Rechtsverordnung 
oder auf Grund einer Rechts vc’rordiiung nach den 
§§ 4 oder 5 für die in § 1 genannten Zwecke erlas- 
sen worden ist, und w'^enn eine der Voraussetzungen 
des § 6 Abs. 2 vorliogl. 


VIERTER ABSCHNITT 
Übungen 

§ 24 

Durchführung von Übungen 

(1) Der Biindc^smini.ster für Verkehr kann anord- 
nen oder für Aufgaben, für die nach § 20 Abs. 1 
Nr. 2 die Länder, eirijchließlich der Gemtiindeii oder 
Ciemcindeverbände, im Aufträge des Bundes zustän- 
dig sind, die (^bersten Landesbehörclen zu der An- 
ordnung ermächtigen, daß die zuständigen Behörden 
Maßiiahnieii zur Sicherstellung von Verkehrslei- 
stungen für die in § 1 genannten Zwecke in Übun- 
gen erproben. 

(2) Soweit der Übungszweck es erfordert, können 
bis zur Dauer von 14 Tagen 

1. Eisenbahnen im Sinne des Allgemeinen 
Eisenbahngesetzes zu Leistungen der in 
§ 11 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 und 2 
genannten Art, jedoch nicht zur Überlas- 
sung von Verkehrs-, Betriebs- und 
Instandsetzungsmiltein zu Eigentum ver- 
pflichtet werden. 

2. sonstige Sach- und Werkleistungen nach 
Maßgabe des § 25 in Anspruch genommen 
werden. 

§ 25 

T.eistungsverpflichtungen bei Übungen 

(1) Für die Inanspruchnahme von Leistungen zur 
Durchführung von Übungen nach § 24 Abs. 2 Nr. 2 

I gelten vorbehaltlich Absatz 2 und 3 die Vorschrif- 
j ten des Bundesleistungsgesetzes sinngemäß. 

(2) Als Leistungen gemäß Absatz 1 können unter 
Berücksiditigung des § 3 des Bundesleislungsgeset- 
zes nur angefordert werden: 

1. Die Überlassung von Verkehrsmitteln und 
beweglichen Verkehrseinrichtungen zum 
Gebrauch, zum Mitgebrauch oder zu an- 
derer Nutzung, 

2. die Überlassung von baulichen Anlagen, 
Teilen von baulichen Anlagen, unbebau- 
ten Grundstücken oder freien Flächen von 
bebauten Grundstücken zum vorüberge- 
henden Gebraudi, Mitgebrauch oder zu 
einer anderen zeitlich beschränkten Nut- 
zung, 
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3. Werkleistungen, insbesondere Instandset- 
zungsleistungen sowie Verpflegungslei- 
stungen, isoweit diese Leistungen im Rah- 
men des allgemeinen Geschäftsbetriebes 
des Leistungspflichtigen vorgenommen 
zu werden pflegen, ferner Verkehrslei- 
stungen von Verkehrsunternehmen. 

(3) Die Vorschriften der §§ 45, 66 bis 76, 77, 
Abs. 3, §§ 79 bis 83 und 87 bis 94 des Bundeslei- 
stungsgesetzes sind nicht anzuwenden. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Entschädigungen und Kosten 

§ 26 

Entschädigungen 

(1) Leistungen nach den §§ 11 bis 13 und 24 
Abs. 2 Nr. 1 sind in sinngemäßer Anwendung der 
§§ 20 bis 32 des Bundesleistungsgesetzes abzu- 
gelten. § 25 des Bundesleistungsgesetzes gilt mit der 
Maßgabe, daß auf Verlangen den Eigentümern ein 
Vorschuß zu leisten ist, wenn sie auf Grund des 
§ 11 Abs. 2 Nr. 3, des § 12 Abs. 1 Nr. 1 oder des 
§ 13 zu baulichen Maßnahmen verpflichtet sind. 

(2) Für Schäden im Zusammenhang mit Übungen 
nach § 24 Abs. 1 gelten die Vorschriften des § 77 
Abs. 1 und 2 und des § 78 des Bundesleistungs- 
gesetzes sinngemäß. 

(3) Stellt eine Maßnahme auf Grund dieses Geset- 
zes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung, die nicht nach Absatz 1 abzugel- 
ten ist, eine Enteignung dar, ist eine Entschädigung 
in Geld zu leisten. Die Entschädigung bemißt sich 
nach dem für eine vergleichbare Leistung im Wirt- 
schaftsverkehr üblichen Entgelt. Fehlt es an einer 
vergleichbaren Leistung oder ist ein übliches Entgelt 
nicht zu ermitteln, ist die Entschädigung unter ge- 
rechter Abwägung der Interessen der Allgemeinheit 
und der Beteiligten zu bemessen. 

(4) Zur Leistung der Entschädigung ist derjenige 
verpflichtet, der in einer auf Grund dieses Geset- 
zes erlassenen Rechtsverordnung oder in einer auf 
Grund dieses Gesetzes oder in einer nach Maßgabe 
einer Rechtsverordnung ergangenen Verfügung als 
Begünstigter bezeichnet ist. Ist kein Begünstigter 
bezeichnet, so ist die Entschädigung von dem Träger 
der Aufgabe zu leisten. Kann die Entschädigung von 
demjenigen, der als Begünstigter bezeichnet ist, 
nicht erlangt werden, haftet der Träger der Auf- 
gabe; soweit der Träger der Aufgabe den Entschädi- 
gungsberechtigten befriedigt, geht dessen An- 
spruch gegen den Begünstigten auf den Träger der 
Aufgabe über. Der Übergang kann nicht zum Nach- 
teil des Entschädigungsberechtigten geltend gemacht 
werden. 

(5) Auf die Festsetzung von Entschädigungen 
und die Verjährung von Ansprüchen nach den Ab- 
sätzen 1 bis 3 sind die §§ 34, 49 bis 63 und 65 des 


Bundesleistungsgesetzes entsprechend anzuwenden. 
Dabei treten an die Stelle der Anforderungsbehör- 
den die Behörden, die die Verpflichtung zur Lei- 
stung nach den §§ 11 bis 13 ausgesprochen, Übun- 
gen nach § 24 Abs. 1 durchgeführt oder entschädi- 
gungspflichtige Maßnahmen im Sinne von Absatz 3 
angeordnet haben. Für Leistungen nach § 24 Abs. 2 
Nr. 2 bleiben die Zuständigkeiten der Anforderungs- 
behörden unberührt. 

(6) Absatz 5 gilt nicht, soweit sich die Entschädi- 
gung für eine Leistung nach Tarifen bemißt. 

§ 27 

Härteausgleich 

(1) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung dem Betroffenen ein Vermögens- 
nachteil zugefügt, der nicht nach § 26 abzugelten ist, 
ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren, wenn 
und soweit dies zur Abwendung oder zum Aus- 
gleich unbilliger Härten geboten erscheint. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Trä- 
ger der Aufgabe verpflichtet. 

(3) § 26 Abs. 5 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 28 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den durch dieses Gesetz, durch die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und Allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften sowie durch Wei- 
sungen der zuständigen Bundesbehörden für die in 
§ 1 genannten Zwecke vorgeschrieben werden; per- 
sönliche und sächliche Verwaltungskosten werden 
nicht übernommen. Die Kosten einer Enteignung 
zugunsten eines Landes, einer Gemeinde oder eines 
Gemeindeverbandes sowie die ihnen erwachsenden 
Kosten, welche allgemein auf Grund dieses Geset- 
zes oder der auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen von Eigentümern und Besitzern 
von Verkehrsmitteln, -anlagen und -einrichtungen 
selbst getragen werden müssen, sind vom Bund 
nicht zu erstatten. Die Kosten der für die in § 3 
genannten Zwecke erforderlichen Maßnahmen fal- 
len dem Träger der Aufgabe (§ 21 Abs. 1) zur Last. 

(2) Die Ausgaben für die nach Absatz 1 vom 
Bund zu tragenden Kosten sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten. Die damit zusammenhängenden 
Einnahmen sind an den Bund abzuführen. 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das 
Haushaltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zustän- 
digen obersten Landesbehörden übertragen und zu- 

i lassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
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leistenden Ausgaben und die mit ihnen zusammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlichen Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der 
zuständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldvorschriften 

§ 29 

Zuwiderhandlungen 
gegen Sicherstellungsmaßnahmen 

Eine Zuwiderhandlung im Sinne des Wirtschafts- 
strafgesetzes 1954 begeht, wer vorsätzlich oder fahr- 
lässig 

1. gegen eine Vorschrift einer auf Grund der 
§§ 1, 3, 4 oder 5 erlassenen Rechtsverordnung 
oder gegen eine auf Grund einer solchen 
Rechtsverordnung ergangene vollziehbare Ver- 
fügung verstößt, soweit die Rechtsverordnung 
für einen bestimmten Tatbestand auf diese 
Vorschrift verweist, oder 

2. eine Leistung nach § 13 nicht, nicht rechtzeitig, 
nicht ordnungsgemäß oder nicht vollständig er- 
bringt oder einer ihm auf Grund des § 13 auf- 
erlegten Verpflichtung zur Unterlassung zu- 
widerhandelt oder eine Auflage nicht erfüllt. 


Verpflichtung verbundene Auflage nicht 
erfüllt, 

2. entgegen einer Verpflichtung nach § 15 
Abs. 1 ein Verkehrsmittel nicht an den ihm 
bezeichneten Ort bringt oder dabei einen 
anderen als den bestimmten Weg benutzt 
oder gegen die Verpflichtung, zusätzliche 
Betriebsstoffe oder Ersatzteile mitzuführen 
oder das Verkehrsmittel an dem bezeich- 
neten Ort zu belassen oder innerhalb eines 
bestimmten Gebietes zu verwenden, ver- 
stößt, 

3. entgegen einer Verpflichtung nach § 15 
Abs. 2 Verkehrseinrichtungen nicht an den 
bezeichneten Ort bringt oder gegen die 
Verpflichtung, zusätzliche Betriebsstoffe 
oder Ersatzteile mitzuführen oder die Ver- 
kehrseinrichtung an dem bezeichneten Ort 
zu belassen, verstößt oder 

4. entgegen § 16 eine Auskunft nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erteilt oder eine sonstige ihm nach 
§ 16 obliegende oder auferlegte Verpflich- 
tung verletzt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 


§ 30 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Verwaltungsbehörde bekanntgeworden ist, unbefugt 
offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem Jahr und 
mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen, so ist die 
Strafe Gefängnis bis zu zwei Jahren; daneben 
kann auf Geldstrafe erkannt werden. Ebenso wird 
bestraft, wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 1 bekanntgewor- 
den ist, unbefugt verwertet. 


§ 32 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Straf- und Bußgeldvorschriften der §§ 29 
und 31 gelten auch für denjenigen, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt auch 
dann, wenn die Rechtshandlung, welche die Ver- 
tretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
Unternehmens oder eines Teiles des Unternehmens 
eines anderen beauftragt oder von diesem ausdrück- 
lich damit betraut ist, in eigener Verantwortung 
Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz oder die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun- 
gen auferlegen. 


(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 33 

Verletzung der Aufsichtspflicht 


§ 31 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig 

1. eine Verpflichtung nach § 14 über die An- 
nahme, die Verwahrung, die Kenntnis- 
nahme, die Verwendung oder eine mit der 


(1 ) Begeht jemand in einem Unternehmen eine nach 
den §§ 29 oder 31 mit Strafe oder Geldbuße bedrohte 
Handlung, so kann gegen den Inhaber oder Leiter 
des Unternehmens oder den gesetzlichen Vertreter 
des Inhabers, gegen ein Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder einen vertretungsberechtigten 
Gesellschafter einer Personenhandelsgesellschaft 
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eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn sic vor- 
sätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht verletzt 
haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt im Falle einer Zuwider- 
handlung 

1 . gegen § 29 bei vorsätzlicher Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu zwanzigtausend i 
Deutsche Mark, bei fahrlässiger Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, 

2. gegen § 31 bei vorsätzlicher Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu zehntausend 
Deutsche Mark, bei fahrlässiger Aufsichts- 
pflichtverletzung bis zu fünftausend 
Deutsche Mark. 

§ 34 

Geldbuße gegen juristische Personen und Personen- 
handelsgesellschaften 

( 1 ) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 

lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- i 
sellschafter einer Personenhandelsgcsellschaft eine 
nach den §§ 29, 31 oder 33 mit Strafe oder Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann auch gegen die juri- ; 
stische Person oder die Pcrsonenhandclsgcsell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden. I 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung nach § 29 begangen | 
worden, so beträgt die Geldbuße bis zu fünfzigtau- i 
send Deutsche Mark. Ist eine Ordnungswidrigkeit | 
nach den §§ 31 oder 33 begangen worden, so ist die j 
Geldbuße nach diesen Vorschriften zu bemessen. 

§ 35 ; 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist bei Zu- j 
Widerhandlungen gegen 

1 . Verfügungen, die auf Grund dieses Geset- i 

zes ergangen sind, die Behörde, die die | 
Verfügung erlassen hat, | 

2. eine nach den §§ 1, 3, 4 oder 5 erhissene 1 

Rechts Verordnung oder gegen eine aut i 
Grund einer solchem Rechtsverordnung | 
ergangene Verfügung, | 

a) soweit Bundesbehörden zur Durchfüh- | 
rung zuständig sind, 

der Bundesminister für Verkehr oder j 
die in der Rechtsverordnung bestimmte i 
Behörde, ; 

b) soweit Landesbehörden zur Durchfüh- ^ 
rung zuständig sind, 

üic^ zuständige oberste Landesbehörde 
oder die in der Rechtsverordniing bev 
stimmte Behörde. 

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Verwaltungs- 
behörde entscheidet auch über die Abänderung und 
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Aufhebung cdnes rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbcscheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 

StLRBNTLR ABSCHNITT 

Schlußvorschriften 

§ 36 

Ausnahmen und Sonderregelungen 

(1) Die Streitkräfte, die Polizei, die Organisatio- 
nen des Zivilschutzes und die Deutsche Bundespost 
sind von Verpflichtungen nach diesem Gesetz und 
den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Rechts- 
verordnungen ausgenommen, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt. Dies gilt auch hinsichtlich 
der für sie auf Grund des Bundesleistungsgesetzes 

I zum Gebrauch in Anspruch genommenen Verkehrs- 
mittel, -anlagen und -einrichtungen. Der Bimdes- 
minister für Verkehr wird ermächtigt, durch Rochts- 
verordnung mit Zustimmung des Bundesrates wei- 
tere Ausnahmen zuzulassen. 

(2) Rechtsverordnungen über die Bimufzung von 
Verkehrswegen, -anlagen und -einrichtungen (§ 1 
Abs. 1 Nr. 1) sowie über das Verhalten bei deren 
Benutzung und die Verpflichtung zur Benutzung be- 
.stimmter Verkehrswege (§ l Abs. 1 Nr. 4) gelten 
tür die nach Absatz 1 Satz 1 und 3 ausgenommenen 
Organisationen, wenn und soweit sie dies vorsehen. 
Soweit cs im Linzelfall zur Eilüllnng lebons- oder 
verteidigungswichtiger Aufgabem dringend geboten 
ist, können diese Organisationen von den Vorschrif- 
ten über das Verhalten bei der Benutzung abwei- 
chen; unter den gleichen Voraussetzungen können 
dic^ Streitkräfte im Benehmen mit der zuständigen 
Behörde von den Vorschriftem über die Bemutzung 
lind über die Verpflichtung zur Benutzung bestimm- 
ter V’^erkehrswege abweichen. 

(3) Rechtsverordnungen nach den §§ 1 und 3 
können bestimmen, daß Krafifahrzeuge, deren Zuge- 
T.örigkeit zu den nach Absatz 1 Satz 1 und 3 aus- 
genomnumen Organisationem sich nicht aus dem 
amtlichen Kennzeichen ergibt, ein besonderes Kenn- 
zeichen zu führen haben. 

(4) Verpflichtungen zu einer Dienst- oder Sach- 
leistung nach dem Wehrptlichtgesetz, dem Bundes- 
leistungsgesetz oder nach § 12 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölkerung 
gehen vor, sowent sic^ mit Leistungsvcrptlichtungen 
nach diesem Gesetz oder den auf Grund dieses Ge- 
setzes erlassenen Rochtsverordnimgen in Wider- 
spruch steinen. Die Leistungs Verpflichtungen sind zu 
erfüllcm, wenn und soweit es möglich ist. 

(5) Durch Vereinbarung des Bundesministers für 
Verkehr mit dem Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen wird geregelt, in welcher Weise 
und in welchem Umfang die Deutsche Bundespost 
mit ihren Verkehrsmitteln Verkehrsleistungen er- 
bringt und ihre Verkehrsmittel, -anlagen und -ein- 
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richtungen (für vom Bundesminister für Verkehr be- 
stimmte Aufgaben zur Verfügung stellt. 


§ 37 

Änderung von Gesetzen 

(1) In § 1 des Gesetzes zur weiteren Vereinfa- 
chung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsslraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Ände- 
rung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 21. De- 
zember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 761), wird fol- 
gende Nummer . . . eingefügt: 

„ § 29 des Gesetzes zur Sicherstellung des 

Verkehrs vom (Bundes- 

gesetzbl. I S. ...)". 

(2) In § 6 Abs. 1 Nr. 3 und § 21 Abs. l des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes in der Fassung den* Bekannt- 
machung vom 19. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 837) und der Gesetze vom 16. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 709 und 710) werden nach dem Komma 
hinter den Worten „Wegen oder Platzen" die Worte 
„für Zwecke der Verteidigung," eingefügt. 


§ 38 

Einschränkung der Grundrechte 

Die Grundrechte der Freizügigkeit (Artikel 11 des 
Grundgesetzes) und der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) werden nadi 
Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 


§ 39 

Hamburg-Klausel 

Die Zuständigkeiten der Freien und Hansestadt 
Hamburg auf Grund der mit Hamburg und Preußen 
abgeschlossenen Zusatzverträge zum Staatsvertrag, 


j betreffend den Übergang der Wasserstraßen von 
I den Ländern auf das Reich, und ihre Ergänzungen 
i — Zusatzvertrag mit Hamburg zu den §§11 und 12 
des Staatsvertrages vom 18. Februar 1922 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 222) und Nachträge zum Zusatzver- 
träge mit Preußen bzw. Hamburg zu den §§ 11 und 
12 des Staatsvertrages vom 22. Dezember 1928 
(Reichsgesetzbl. 1929 II S. 1) in Verbindung mit § 1 
Abs. 1 Satz 4 des Gesetzes über die vermögens- 
rechtlichen Verhältnisse der Bundeswasserstraßen 
vom 21. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 352) — 
bleiben unberührt. 

§ 40 

Aufhebung von Vorschriften 

Die Verordnung zur Bekämpfung von Notständen 
im Verkehr vom 19. September 1939 (Reichsgesetzbl. 
I S. 1851) wird aufgehoben. 

§ 41 

j Berlin-Klausel 

1 Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme der §§ 1, 10 
i bis 15, 17, 18, 24, 25, 31 und der sonstigen den Ver- 
, teidigungszwecken dienenden Vorschriften nadi 
' Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten überleitungs- 
gesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 

: auch im Land Berlin. Rechtsverordnungen nach § 3 
1 gelten im Land Berlin nach § 14 des Dritten über- 
I leitungsgesetzes, soweit in diesen Rechtsverordnun- 
I gen die Geltung in Berlin nicht ausdrücklich ausge- 
I schlossen wird. Das gleiche gilt für Rechtsverord- 
j nungen nach den §§ 4, 5 und 6 Abs. 1 Satz 2 und 
i Abs. 3, die für die in § 3 genannten Zwecke erlas- 
i sen werden. 

' § 42 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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